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Der grüne Europaabgeordnete Daniel Cohn-Bendit über Stabilitätspakt, EU-Verfassung und die deutsch-französische Freundschaft

DIE WELT: Die Europäische Union zerrauft sich über die Verfassung, die Finanzplanung, den Stabilitätspakt und den möglichen Beitritt der Türkei. Ist Europa noch zu retten? 

Daniel Cohn-Bendit: Solche Krisen sind nicht neu in Europa. Man erinnere sich an die Auseinandersetzung um den Euro. Auch damals ging das Gespenst von Kerneuropa um, vom Auseinanderfallen der EU. Man kann die Situation nur ändern, in dem man Problem für Problem abarbeitet. 

Die Welt: Angefangen beim Stabilitätspakt. Der sei nicht mehr zeitgemäß, sagen Sie ... 

Cohn-Bendit: Ja, der Stabilitätspakt, der vor fünf Jahren noch seine Berechtigung hatte, ist unter den heutigen ökonomischen Bedingungen einfach kein adäquates Instrument mehr. Und wenn Regeln nicht mehr funktionieren, dann muss man sie ändern, modernisieren. Der Stabilitätspakt ist keine naturwissenschaftliche Formel, die auf ewig gilt. Was wir brauchen, ist ein Pakt für Stabilität und nachhaltiges Wachstum. 

Die Welt: Verbissene Kämpfe auch bei der Diskussion um die künftigen Haushaltsplanung der EU. Die EU-Kommission will den Beitrag der Mitgliedstaaten anheben, die Nettozahler wollen ihn bei einem Prozent der Wirtschaftsleistung deckeln. Sehen Sie einen Kompromiss? 

Cohn-Bendit: Die Vorschläge der EU-Kommission beziehen sich auf die Zeit zwischen 2007 und 2013, da ist es unsinnig, mit der Realität des Haushalts im Jahre 2004 zu argumentieren. Allerdings ist es eine Tatsache, dass ein erweitertes Europa mehr Geld braucht. 

Die Welt: Misst die Kommission aber nicht mit zweierlei Maß? Auf der einen Seite will sie Deutschland und Frankreich über eine Klage beim Europäischen Gerichtshof zum Sparen zwingen, auf der anderen Seite sucht sie ihnen mehr Geld für Europa zu entlocken. 

Cohn-Bendit: Dann muss man sagen: Hand aufs Herz, wir hören auf mit dieser Art der Finanzierung Europas. Die Debatte um Nettozahler und Nettogewinner ist ohnehin absurd. Wenn man in Kategorien von Geben und Nehmen argumentiert, dann muss man auch ausrechnen, was Deutschland und die anderen Nettozahler jährlich an Europa verdienen. 

Die Welt: Was ist ihr Gegenvorschlag? 

Cohn-Bendit: Dass die EU sich über Eigeneinnahmen finanziert. Über eine europäische Ökosteuer oder eine europäische Kerosinsteuer zum Beispiel. Da gibt es allerdings eine politische Schwierigkeit: Die Bürger müssen das, was sie für die Finanzierung Europas zusätzlich bezahlen, an anderer Stelle zurückerhalten. Das muss der Staat den Bürgern garantieren. 

(...) 

Die Welt: Eine andere Furcht ist die Herausbildung eines Kerneuropa, eines Europas der zwei Geschwindigkeiten. Ist es denn immer negativ, wenn eine kleine Pioniergruppe vorangeht, den Weg ebnet? 

Cohn-Bendit: Nicht notwendigerweise. Ein Europa der zwei Geschwindigkeiten ist falsch. Ein Europa, das koordinierte Initiativen einzelner Staaten ermöglicht, ist wünschenswert. Das Schlachtschiff Europa, gebaut aus 25 Staaten und einem Parlament, ist eine schwerfällige Institution, und einzelne Initiativen können das Tempo steigern. Es darf aber keine geschlossenen Clubs in Europa geben. Also: Initiativen ja, Hegemonieansprüche nein. 

Die Welt: Welche Rolle könnten Berlin und Paris für ein solches Europa der Initiativen spielen? 

Cohn-Bendit: Die deutsch-französische Freundschaft hat einen exemplarischen Charakter. Ich bin zum Beispiel dafür, dass Europa in der Zukunft durch einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat vertreten wird. Es wäre wünschenswert, wenn Deutschland und Frankreich zunächst gemeinsam den ständigen Sitz der Franzosen besetzen würden, bis ihn die EU übernehmen wird. Auch in diesem Fall gilt: Wenn Deutschland und Frankreich beispielhaft Initiativen ergreifen ist es eine gute Sache, wenn sie einen Führungsanspruch formulieren, ist es falsch. 

Die Welt: Gerhard Schröder hat bei seinem jüngsten Besuch der Türkei Hoffnung auf einen Beitritt zur EU gemacht. Bei der Opposition in Deutschland und auch anderswo in Europa ist man da skeptischer. Was tun mit der Türkei? 

Cohn-Bendit: Es geht darum, die Verhandlungen, noch nicht, die Türkei aufzunehmen. Verhandlungen aufnehmen heißt: Rahmenbedingungen zu setzen. Das wird mindestens zehn Jahre dauern. Die Reformen, die beschlossen wurden, müssen Realität werden. Das ist noch lange nicht der Fall. Bei all den sozialen und ökonomischen Unterschieden, die derzeit in der Türkei herrschen, ist das Land nicht in Europa integrierbar. 

Die Welt: Aber wenn einmal Verhandlungen aufgenommen werden, dann ist der Zug Richtung Beitritt nicht mehr zu stoppen ... 

Cohn-Bendit: Das stimmt so nicht, und genau das müssen wir der Türkei klarmachen: Der Start der Verhandlungen bedeutet nicht automatisch, dass es keinen Weg zurückgibt. Wenn man das glaubhaft vermittelt, spricht nichts gegen Aufnahme der Verhandlungen. 

Die Welt: Kann sich Europa, wenn auch erst in zehn Jahren, die Aufnahme der Türkei leisten, finanziell wie gesellschaftlich? 

Cohn-Bendit: Finanziell: Ja. Denn die Dynamik der türkischen Wirtschaft ist so groß, dass sie gewaltig zur Finanzierung Europas beitragen wird. Die türkische Wirtschaft hat mehr Leistungspotenzial als alle zehn gegenwärtigen Beitrittsländer zusammen. Gesellschaftlich: Das hängt von den Veränderungen in der Türkei ab. Ich denke, die Türkei hat eine Chance. Aber sicher bin ich nicht. 

